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 › Es ist eine Zunahme innerparteilicher Demo-

kratie von konsens- zu wettbewerbsorientiert 

zu beobachten. 

› Damit einher gehen im Idealfall ein höherer 

Grad an Selbstermächtigung mit Blick auf die 

Kandidatur sowie Inklusion und Partizipation 

der „einfachen“ Parteimitglieder. 

› Vorläufig zu konstatieren ist eine Öffnung für 

andere Kandidatinnen und Kandidaten sowie 

eine verstärkte Flügelmobilisierung. Die Be-

funde unterstreichen den experimentellen 

Charakter der Veränderungen. 

 › Die Mitgliederbefragung zur Wahl der/des 

Vorsitzenden hat sich als Instrument be-

währt. Ihre Vermeidung kann in Zukunft Er-

klärungsbedarf bedeuten. Dabei ist die Digi-

talisierung innerparteilicher Demokratie noch 

ausbaufähig. 

› Als Instrument der Krisenreaktion und zur 

Befriedung innerparteilicher Konflikte er-

scheint eine Zunahme an innerparteilicher 

Demokratie kurz- und mittelfristig geeignet. 

› Es besteht das Risiko, dass offenere innerpar-

teiliche Verfahren durch populistische Kom-

munikation, parallele Arenen und die Privati-

sierung von Kandidaturen unterminiert oder 

sogar gekapert werden. 
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Die demokratisierte Führungsauswahl als neuer Trend 
In vielen westlichen Demokratien hat die Wahl der Parteivorsitzenden in der jüngeren Ver-

gangenheit Demokratisierungsschübe erfahren. Demgegenüber sind die deutschen Par-

teien für ihre stabilen Rekrutierungsbedingungen bekannt, die an „Krönungsmessen“ erin-

nern. In jüngster Zeit lassen sich jedoch bei CDU und SPD Veränderungen ausmachen, die 

als nachholende Demokratisierung mit experimentellem Zuschnitt beschrieben werden 

können. 

Empirisch im Mittelpunkt steht die Input-Dimension der innerparteilichen Demokratie, wobei das 

traditionelle Rekrutierungsmodell im Zeitraum von 1990 bis 2016 mit den aktuellen Wandlungen 

zwischen 2017 und 2022 verglichen wird. Diese umfassen vor allem Elemente der Dezentralisie-

rung, eine umfassendere Einbeziehung der Parteimitgliederbasis, vermehrte Eigeninitiativen bei 

der Kandidatur und eine Zunahme des sichtbaren Wettbewerbs zwischen den Kandidierenden. 

Bei diesem mehrschichtigen Wandel handelt es sich jedoch nicht um eine Einbahnstraße. Viel-

mehr kann teilweise auch eine Rückkehr zu traditionellen Auswahlmustern beobachtet werden. 

Dies legt die Frage nahe, welche Effekte mehr innerparteiliche Demokratie auf die Parteien und 

deren Handeln hat. 

Mitgliederbefragungen sind das wichtigste Element der Demokratisierung von innerparteilicher 

Demokratie, wobei auch Regionalkonferenzen Demokratisierungspotenzial haben. Beide erhöhen 

die Inklusion der Parteimitglieder in den Entscheidungsprozess in unterschiedlichem Ausmaß. 

Beide schaffen Transparenz: zum einen beim Verfahren zur Besetzung der Parteispitze, zum an-

deren beim persönlichen Profil der Antretenden sowie ihrer programmatischen und sonstigen 

Ziele für die eigene Partei. Während Mitgliederbefragungen unmittelbarer entscheiden, können 

Regionalkonferenzen parteiinterne Stimmungen sichtbar machen, sie sogar beeinflussen und da-

mit einen mittelbaren Effekt auf das personelle Ergebnis am Ende zeitigen.  
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Forschungsstand zu Parteivorsitzendenwahlen 
Durch Mitgliederverluste hat sich die Verankerung von Parteien in der Gesellschaft abge-

schwächt.1 Eine Reaktion darauf ist die vermehrte Einbeziehung der Mitglieder in die interne Ent-

scheidungsfindung mit dem Ziel, die Partei zu modernisieren. Mehr Mitgliederbeteiligung ist auch 

vor dem Hintergrund der populistischen Herausforderung erstrebenswert2 – gehört doch zu de-

ren Standarderzählungen die vermeintliche Abgehobenheit der schon länger etablierten Parteien 

von der Bevölkerung. 3 Eine ebenfalls verbreitete These ist, dass Demokratisierung höhere Partei-

eliten stärkt und ihnen dabei hilft, ihre Position im Parteiapparat aufrechtzuerhalten. Dabei wird 

darauf abgezielt, mittlere Eliten bei Entscheidungsprozessen zu umgehen und sie letztlich 

dadurch zu schwächen.4 

Eine demokratisierte Auswahl der Parteiführung verspricht Ansehens-, Partizipations- und Legiti-

mationsgewinne. Dazu können vor allem Neueintritte beitragen, die auch das öffentliche Image 

einer Partei aufpolieren können.5 Langfristige Effekte scheinen eher begrenzt, vor allem im nicht 

unwahrscheinlichen Fall, dass sich Neumitglieder kaum dauerhaft in ihrer Partei verankern. 6 Auch 

der Testlaufgedanke spielt eine Rolle. Es wird geprüft, wie Kandidierende beim Zielpublikum an-

kommen. „Leichen im Keller“ können im innerparteilichen Vorwahlkampf aufgespürt werden und 

würden im eigentlichen Wahlkampf keinen Störfaktor mehr darstellen. 

In jedem Fall besteht bei Wahlen zum Parteivorsitz mehr Unsicherheit über den Ausgang. Ent-

scheidend ist, wer mobilisieren kann. Radikale, unzufriedene Gruppen sind womöglich leichter zu 

mobilisieren als der Mainstream einer Partei. Ein Elitenkonsens kann sich als tragfähiger erweisen 

als eine Kampfkandidatur. Diese Gefahr besteht, wenn die unterlegenen Parteimitglieder das Er-

gebnis nicht akzeptieren.7 Polarisierte Wahlen können eine neu gewählte Führung schwächen.8 

Schließlich binden Vorwahlen auch Zeit und Ressourcen. 

Thesen zur innerparteilichen Demokratisierung 
Die jüngsten Wahlen zum Parteivorsitz in CDU und SPD können als Verschiebung vom Modell kon-

sensorientierter zu wettbewerbsorientierter innerparteilicher Demokratie beschrieben werden. 

Bei der wettbewerbsorientierten Demokratie können alle Parteimitglieder, die sich an der Aus-

wahl der neuen Parteiführung beteiligen wollen, auch tatsächlich mitwirken. Diese Inklusionsma-

xime schließt an das basale Verständnis von Demokratie an, das die unbeschränkte Beteiligung 

Aller zur Norm erhebt.9 Zweitens können die Parteimitglieder zwischen mindestens zwei vielver-

sprechenden Personen auswählen und nur wenn sie eine (wirkliche) Wahl haben, kann von einer 

effektiven Beteiligung gesprochen werden. Konkret bedeutet Demokratisierung: 

› Die maßgebliche Ebene der Entscheidungsfindung bleibt zentral, das heißt auf Bundesebene.  

› Es gibt eine Machtverschiebung von der Vorentscheidungs- auf die Letztentscheidungsarena.  

› Die Richtung der Entscheidungsfindung verschiebt sich von top-down zu bottom-up. 

› Selbstkandidaturen bilden den neuen vorherrschenden Modus. 

› Der Formalisierungsgrad der demokratisierten Auswahlprozesse nimmt kaum zu. 

› Die Transparenz der Entscheidungsfindung wird größer. 
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Die demokratisierte Führungsauswahl in den Parteien als neuer Trend 
Deutsche Parteien sind für ihre langjährig stabile, konsensorientierte Rekrutierung von Parteivor-

sitzenden bekannt10, in der Parteieliten aus Bund und Ländern oft „hinter verschlossenen Türen“ 

verhandelten.11 Die Wiederwahl resultierte häufig aus einem kontinuierlichen Bemühen um 

Machterhalt, das sowohl gute Wahlergebnisse als auch die Einbindung verschiedener Parteiflügel 

und Gremien während der Amtszeit erfordert. 

Gemäß dem deutschen Parteiengesetz hat ein Bundesparteitag das letzte Wort. Dieser findet 

meist als Delegiertenversammlung statt. Alternativ kann eine Mitgliederversammlung abgehalten 

werden, wie es bei der AfD zu Beginn ihres Bestehens der Fall war.12 Bei der Wiederwahl oder 

erstmaligen Wahl zum Parteivorsitzenden trat üblicherweise nur eine vorgeschlagene Person (er-

neut) an. Ihre Wahl glich faktisch einer Akklamation, vergleichbar mit einer „Krönungsmesse“.13 

Traditionell wurden erfahrene Parteimitglieder rekrutiert, die sich über einen langen Zeitraum 

parteipolitische Führungsfähigkeiten angeeignet hatten – sei es auf Landesebene wie bei Helmut 

Kohl, Rudolf Scharping oder Gerhard Schröder oder auf Bundesebene wie bei Rainer Barzel, Wolf-

gang Schäuble oder Angela Merkel. 

Das erste Element der Demokratisierung bei der Auswahl der CDU- und SPD-Führungsspitze war 

eine Dezentralisierung, die vor allem durch eine Reihe von Regionalkonferenzen umgesetzt 

wurde. An diesen Konferenzen konnten alle Mitglieder beider Parteien teilnehmen. Der Ablauf 

war bei beiden Parteien ähnlich. Das zweite Element waren die Mitgliederbefragungen. An der 

CDU-Mitgliederbefragung Ende 2021 beteiligten sich 66,1 Prozent aller Mitglieder. An der SPD-Mit-

gliederbefragung zur neuen Doppelspitze nahmen im Herbst 2019 53,3 Prozent aller Mitglieder 

am ersten Wahlgang und 54,1 Prozent an der Stichwahl teil. Nach Auskunft der CDU wählten 52 

Prozent online und 48 Prozent postalisch. Für die SPD konnten keine Angaben zum Verhältnis zwi-

schen digitalen und postalischen Stimmen ermittelt werden, auch nicht auf Nachfrage. 

Im Vergleich der Mitgliederbefragungen mit den Regionalkonferenzen und Bundesparteitagen 

kann festgehalten werden, dass mit der Mitgliederbefragung tatsächlich die höchsten Teilnahme-

zahlen erreicht wurden. Diese lagen deutlich über dem üblichen Partizipationsniveau im Parteiall-

tag, zum Beispiel auf einer lokalen Mitgliederversammlung.14 Dass sich nicht alle Mitglieder an 

den beiden Mitgliederbefragungen beteiligt haben, hat (ebenfalls) mehrere Gründe. Zum einen 

können die Mitgliederkarteien der Parteien „Karteileichen“ beinhalten. Zum anderen kann neben 

einem Ermüdungseffekt infolge mehrerer hintereinander abgehaltener Mitgliederbefragungen, 

wie es womöglich bei der SPD der Fall war, auch der Entscheidungsgegenstand selbst und seine 

Mobilisierungsfähigkeit eine Rolle spielen. 

Die Regionalkonferenz ist formal gesehen ebenfalls eine sehr inklusive Form der Mitgliederbeteili-

gung: Sie steht allen Mitgliedern offen. Jedoch sind sie deutlich weniger inklusiv als Mitgliederbe-

fragungen. Während an der analysierten Mitgliederbefragung der CDU fast zwei Drittel der Mit-

glieder und bei der SPD etwas mehr als die Hälfte teilnahmen, lagen die Beteiligungswerte der Re-

gionalkonferenzen beider Parteien im niedrigen einstelligen Bereich. Dieses niedrige Beteiligungs-

niveau ist vor allem auf Selbstausschließungen infolge eines höheren Partizipationsaufwands 

(Zeit, Fahrtkosten) zurückzuführen. Dass die Inklusionsquote der Regionalkonferenzen bei der 

SPD um circa einen Prozentpunkt höher als bei der CDU war, dürfte vor allem an der fast dreimal 

höheren Anzahl an Einzelveranstaltungen gelegen haben (SPD: 23, CDU: 8). 

Ausgehend von der Mitgliederbefragung über die Regionalkonferenz bis hin zum Delegiertenpar-

teitag ändert sich die Zusammensetzung der Partizipationsarenen mit zunehmender (formaler 

und faktischer) Exklusion der Mitgliederbasis immer stärker. Die Parteielitendurchdringung nimmt 
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zu. Regionalkonferenzen sind eine Domäne der aktiv in den Parteien engagierten Mitglieder. Die 

Mitgliederbefragungen werden von der Mitgliederbasis dominiert, die zu großen Teilen am tägli-

chen Parteigeschehen kaum aktiv mitwirkt. 

Effekte innerparteilicher Demokratisierung 
Mit Blick auf die internationale Parteienforschung ist es wichtig, Mitgliederbefragungen und Regi-

onalkonferenzen nicht vorschnell mit Demokratisierung gleichzusetzen.15 Diese innerparteilichen 

Instrumente können auch als Versuch der Parteiführungen interpretiert werden, ihren Einfluss im 

demokratisierten Auswahlprozess zu wahren. Beide Ansätze umgehen die traditionelle Mehrebe-

nenhierarchie und die Meinungsbildung über das Delegiertenprinzip. Dabei kann ein kommunika-

tiver Austausch mit der Parteibasis entstehen, der über etablierte Kanäle und den parteiorganisa-

torischen Mittelbau hinausgeht. Dennoch dürfen strategische Überlegungen der Parteioberen 

den Ausbau der innerparteilichen Demokratie nicht untergraben. Unabhängig vom Grad der Ein-

bindung der Mitglieder in die Entscheidungsfindung sind Selbstbewerbungen für Parteivorsit-

zende häufiger geworden. Überraschenderweise zeigt sich diese Wettbewerbssituation auch auf 

Delegiertenparteitagen, obwohl sie dort weniger wahrscheinlich ist als bei Mitgliederbefragungen. 

Die Offenheit dieser Verfahren signalisiert, dass die traditionell auf Konsens ausgerichtete inner-

parteiliche Demokratie in CDU und SPD zunehmend wettbewerbsorientiert wird. Mehr Personen 

kandidieren für den Parteivorsitz. 

Außenseiterimage als neuer Trumpf? 

Zu Beginn des Jahres 2017 wurde Martin Schulz neuer Vorsitzender der SPD. Obwohl seine Wahl 

nach altbekanntem Muster einer „Krönungsmesse“ glich, war sie nicht als Teil der Demokratisie-

rung innerparteilicher Prozesse einzustufen. Das Besondere lag jedoch in seinem Außenseiteri-

mage. Schulz markierte den Beginn einer Entwicklung, bei Bewerbern für das Amt des Parteivor-

sitzenden den Anschein zu erwecken, nicht dem Partei-Establishment anzugehören.  

Schulz präsentierte sich als politischer Außenseiter, betonte seine Zugehörigkeit zum Europäi-

schen Parlament und sein ehrenamtliches politisches Engagement als Bürgermeister in Nord-

rhein-Westfalen. Gleichzeitig hob er seinen Beruf als Buchhändler hervor. Tatsächlich war Schulz 

ein erfahrener Vollblutparteipolitiker: Er wurde bereits 1994 als Europaabgeordneter gewählt und 

war von 2012 bis 2017 Präsident des Europäischen Parlaments. Offenbar haben sich für Personen 

mit Außenseiterimage die Eintrittsbarrieren im Auswahlprozess verringert. Die Zunahme von 

Selbstkandidaturen erweitert das Spektrum der zur Wahl stehenden Personen. In der SPD setzte 

sich die erste Doppelspitze durch, während in der CDU Friedrich Merz als erfolgreicher Geschäfts-

mann, der sich vor einem Jahrzehnt aus der Politik zurückgezogen hatte, kandidierte. 

Mobilisierung von Öffentlichkeit und Mitgliedschaft? 

Martin Schulz’ Wahl führte zu einem „Parteierwachen“, wie es in der akademischen Literatur zur 

Wahl von Parteivorsitzenden beschrieben wird. Sein sorgfältig konstruiertes Image als politikfer-

ner Underdog trug zu einer bis dato nicht bekannten Mobilisierung innerhalb des SPD-Vorfelds 

bei. Medien sprachen vom „Schulz-Zug” oder „Schulz-Hype”. Allerdings war dieser Effekt nicht auf 

die Demokratisierung der innerparteilichen Prozesse zurückzuführen. Unmittelbar vor der Schulz-

Wahl erlebte die SPD in Meinungsumfragen einen beinahe schwindelerregenden Aufschwung: 

Ausgehend von 21 Prozent im Januar 2017 lag sie im März 2017 bei 32 Prozent. Diese Zustim-

mung von fast einem Drittel hat sie bis heute nicht wieder erreicht.  

Allerdings geriet der Schulz-Zug bald ins Schlingern. Bei der Saarlandwahl Ende März 2017 verlor 

die SPD einen Punkt und erreichte 29,6 Prozent. Von allen nachfolgenden Wahlen zum Parteivor-

sitz in der SPD hatte keine einen ähnlichen demoskopischen Effekt wie bei Schulz. Der Mitglieder-

zuwachs der SPD seit Anfang 2017 kehrte sich bald in eine Phase der Stagnation um. Im Zuge der 
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Schulz-Euphorie konnte die SPD noch rund 25.000 neue Mitglieder begrüßen. Dies war der erste 

von insgesamt zwei größeren personellen Zuwächsen seit 1990. Der zweite Mitgliederzuwachs 

folgte Ende 2017 im Rahmen des Mitgliedervotums zur Fortsetzung oder zum Ausstieg aus der 

innerparteilich umstrittenen Großen Koalition. Ein weiterer signifikanter Zustrom blieb aus, auch 

nicht im Vorfeld der Mitgliederbefragung ab Mitte Oktober 2019 zum neuen Führungsteam, die 

Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans für sich entschieden. Seit Anfang 2019 setzte sich die 

altbekannte Mitgliederschmelze fort, unterhalb des Ausgangsniveaus der Zeit vor Schulz. 

Im Fallbeispiel der CDU scheinen die demoskopische Zustimmung und die Mitgliederentwicklung 

gänzlich von den Wahlen zum Parteivorsitz entkoppelt zu sein. Auf- und Abwärtsbewegungen bei 

der sogenannten Sonntagsfrage, die die Zustimmung zu den im Bundestag vertretenen Parteien 

ad hoc misst, folgen anderen Ereignissen, insbesondere Wahlen. Beispielsweise musste die CDU 

bei der Landtagswahl in Hessen im Oktober 2018 einen schmerzhaften Verlust von 11,3 Prozent-

punkten hinnehmen, woraufhin Angela Merkel ihren Rücktritt als Parteivorsitzende ankündigte. 

Befriedung innerparteilicher Konflikte? 

Die beiden jüngsten Mitgliederbefragungen bei CDU und SPD wurden durch die Parteieliten initi-

iert. Beide Parteien haben somit gemeinsam, dass ihre Demokratisierungsprozesse nicht von der 

Mitgliederbasis ausgingen. Dies unterstreicht das Verständnis einer Mitgliederbefragung als In-

strument der Parteielite zur Mitgestaltung innerparteilicher Willensbildung. Die Einführung der 

Mitgliederbefragung in beiden Parteien kann weniger als normativer Selbstzweck, denn als Teil 

ihres Krisenmanagements verstanden werden. 

Eine Demokratisierung innerparteilicher Prozesse findet vor allem dann statt, wenn die Entschei-

dungsnot der Parteien groß ist. Beide Mitgliederbefragungen wurden vor dem Hintergrund länger 

schwelender innerparteilicher Konflikte abgehalten.16 Während in der CDU ein vertikaler Gegen-

satz zwischen Parteiführung und Basis ausgemacht werden konnte, schwelte der Konflikt in der 

SPD stärker auf horizontaler Ebene, also zwischen dem linken und rechten Flügel. Die personellen 

Resultate gefielen nicht allen, hatten aber das Potenzial, die Partei zu befrieden. Dies sollte in bei-

den Parteien aufgehen. 

Die SPD bewegte sich nach den unglücklichen Amtszeiten von Martin Schulz und Andrea Nahles 

mit der Wahl von Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans in ruhigere Fahrwasser. Offenbar 

brauchte es eine linke Parteispitze, die die traditionell als links geltenden Jusos hinter sich wusste, 

um Kritik an der Großen Koalition zu kanalisieren. Das neue Führungsteam der SPD, das mit Skep-

sis gegenüber der Großen Koalition angetreten war, konnte sich auf eine breite innerparteiliche 

Legitimation stützen. Auf dieser Basis hielt die SPD bis zum Ende der Legislaturperiode 2021 in 

der Großen Koalition durch, was ihr zugleich Luft für linke Akzentsetzungen im Bundestagswahl-

kampf verschaffte. In der CDU beruhigte sich ebenfalls die innerparteiliche Stimmung nach der 

Wahl des neuen Parteivorsitzenden durch die Mitglieder. Ähnlich wie bei der SPD mussten zwei 

Parteiführungen scheitern, bevor man sich zur Abhaltung einer Mitgliederbefragung entschied. 

Dagegen musste die CDU bei der Bundestagswahl einen doppelten Schock verkraften. Sie sah sich 

mit dem schmerzhaften Verlust von Stimmen und der Kanzlerschaft konfrontiert. Vor diesem Hin-

tergrund wurde ihre Mitgliederbefragung eingeleitet, die endlich den schwelenden Konflikt zwi-

schen der eher als konservativ wahrgenommenen Parteibasis und dem modernisierungsfreundli-

chen Parteiestablishment in Berlin beenden sollte. 

Bei beiden analysierten Mitgliederbefragungen wurde eine Abgabe von Macht der oberen Partei-

eliten an die Parteibasis festgestellt. Dadurch gewannen parteiinterne Gruppen mit Mobilisie-

rungsfähigkeit an Einfluss. Die Jugendorganisationen von CDU und SPD warfen ihr 
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innerparteiliches Gewicht in die Waagschale. Angesichts dessen wurde der damalige Vorsitzende 

der Jusos, Kevin Kühnert, in den Medien gar als heimlicher Anführer seiner Partei bezeichnet.17 

Dynamiken innerparteilicher Repräsentation an der Spitze von Parteien 
Die Demokratisierung der Entscheidungsprozesse bei CDU und SPD in jüngerer Zeit ist noch expe-

rimentell. Anstelle der traditionellen „Krönungsmessen” wurden teilweise partizipative Mitglieder-

befragungen durchgeführt, begleitet von deliberativen Regionalkonferenzen. Obwohl nicht alle 

Entscheidungsprozesse in vollem Umfang demokratisiert wurden, haben sich einige Elemente 

herauskristallisiert: 

1. Dezentralisierung der Entscheidungsfindung durch Regionalkonferenzen 

2. Mitgliederinklusion erhöht durch entscheidende Mitgliederbefragungen  

3. Offener Wettbewerb mit knappen Ergebnissen durch die Kandidatur mehrerer Personen 

Warum ist diese Demokratisierung experimentell? Erstens trat sie nicht bei allen Entscheidungs-

prozessen in vollem Umfang auf. Zweitens wurden Regionalkonferenzen und Mitgliederbefragun-

gen nicht fest in die Satzungen verankert. Drittens muss gemäß Parteiengesetz weiterhin ein Par-

teitag abgehalten werden, der die neue Parteispitze formal wählt. Beide Parteien lernen hingegen 

organisatorisch, mit offenem Ausgang. 

Kann dies die innerparteiliche Demokratie und sogar die Parteien revitalisieren? Obwohl inklusive 

Verfahren taktisch motiviert sein können, berücksichtigen sie veränderte Partizipationsbedürf-

nisse der Bevölkerung. Die nachlassende Beteiligung bei der jüngsten Mitgliederbefragung der 

SPD könnte allerdings auch auf partizipative Ermüdung hindeuten. Andererseits kann die Demo-

kratisierung innerparteilicher Demokratie auch Effekte beinhalten, die nicht intendiert waren. In-

nerparteiliche Machtverhältnisse können sich verschieben. Die Ergebnisse waren aus Sicht der 

Bundesgeschäftsstellen der Parteien entweder schlechter (SPD) oder besser (CDU) kalkulierbar. 

Beide Parteien haben damit womöglich eine Entwicklung befördert, bei der die klassische Partei-

funktionärskarriere als maßgebliche Rekrutierungsbedingung ins Hintertreffen geraten könnte. 

Hat sich damit eine Tür für neues politisches Spitzenpersonal anderer Couleur mit Outsider-Nim-

bus geöffnet? Neue Pfade werden in der Literatur mit den Begriffen der „politischen Entrepreneu-

risierung“ und „politischen De-Professionalisierung“ diskutiert.18 Dabei ist schlussendlich auch auf 

destruktive Gefahren für die deutsche Parteiendemokratie und ihrem bewährten Pluralismus hin-

zuweisen, insofern als Kandidierende Mitgliederbefragungen auch für Vereinfachungen und po-

pulistische Botschaften nutzen könnten.
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